
Cluster-Wohnungen für
Alt und Jung!
Ein Cluster-Wohnung ist eine klei-
nere Wohnung, wo zusätzliche Räu-
me mitbenutzt werden können. In
diesem Wohnmodell entstehen
Zweckgemeinschaften, die sich
gegenseitig bereichern ohne sich auf
den Schlips zu treten. Überbauun-
gen mit Cluster-Wohnungen kön-
nen verschiedene Gesichter haben.
Der Ausbaustandard und das Ange-
bot der gemeinsam genutzten Räu-
me bestimmen den Preis der Woh-
nung. Von günstig bis luxuriös ist al-
les möglich. Es ist nicht das Porte-
monnaie, das entscheidet, ob mich
eine solche Wohnung interessiert,
sondern meine Einstellung.
Unsere Gesellschaft hat sich in den
letzten Jahrzehnten stark verän-
dert. Der Anteil an Einpersonen-
haushalten ist enorm gestiegen. Die
gängigen «Familienwohnungen»
entsprechen in vielen Fällen nicht
mehr den Bedürfnissen ihrer Be-
wohnerinnen und Bewohnern. Ver-
einsamung wird immer mehr zum
Problem. Wohnen in einer Cluster-
Wohnung könnte vielen Menschen
mehr Lebensqualität bringen.
In Cluster-Wohnungen fühlen sich
kontaktfreudige, hilfsbereite Men-
schenwohl.Menschen,diesichbeim
Wohnen mit einer kleineren Privat-
sphäre zufriedengeben, im Wissen,
dass sie andere Räume mitnutzen
können.BenutzeichmeinGästezim-
mer als Abstellkammer? Könnte
meinWein in einemwohltemperier-
ten Keller besser alt werden? Ste-
hen meine Fitnessgeräte meist un-
benutzt herum?Würde ichgernemit
Gleichgesinnten leckere Mahlzei-
ten kochen und beim gemütlichen
Beisammensein geniessen? Bin ich
eine Person, die sich gerne mit ihrer

Umwelt auseinandersetzt? Vermis-
se ich nach demAuszug der erwach-
senen Kinder die anregenden Tisch-
gespräche und den Austausch?
DannkönntemichdasLebenineiner
Cluster-Wohnung interessieren.
Deshalb mein Aufruf an Architek-
ten, Planer, Immobilien-Entwickler
undWohnbaugenossenschaften: In-
tegriert in euren Projekten Cluster-
Wohnungen für Jung und Alt und
für jedes Portemonnaie! Die Zeiten
von «Cut and Paste»mit immer den-
selben Grundrissen sind vorbei, die
Zukunft braucht Raum für neue
Wohnmodelle. Mit jedem Umzug
von einer grossen Wohnung in eine
Cluster-Wohnung wird Wohnraum
frei.

Michèle Kottelat
GLP Netzwerk «Oldies for Future»
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Zuger Amtsblatt
Das Zuger Amtsblatt in seiner neu-
en Form findet in der Bevölkerung
keinen Anklang. Einerseits wird der
wöchentliche Gang auf die Gemein-
de als auch die Form respektive Ge-
staltung des gedruckten, des soge-
nannten pAmtsblatts als nicht be-
sonders attraktiv empfunden, insbe-
sondere das Marktblatt wird ver-
misst. Der Regierungsrat hat zwar
stets betont, dass er ein pAmtsblatt
ohne Marktblatt will. Aus dem Be-
richt der vorberatenden Kommis-
sion, als auch aus der Debatte im
Kantonsrat ging aber hervor, dass
eine Mehrheit ein pAmtsblatt mit
Marktblatt wünscht, wenn sich ein
Anbieter finden lässt. Dass dann der
Regierungsrat eine Ausschreibung
für den Druck des pAmtsblatts oh-
ne Marktblatt gemacht hat, bedau-
re ich sehr. Dadurch wurde die
Chancevergeben, einenAnbieter für
ein pAmtsblattmitMarktblatt zu fin-
den und das Amtsblatt in der be-
kannten Form weiterleben zu las-
sen.AusderAntwortdesRegierungs-
ratesaufeinekleineAnfragevonmir,
hält der Regierungsrat fest, dass er
seine Haltung diesbezüglich nicht
ändern will. Die voraussichtlichen
Ausgaben für das gedruckte Amts-
blatt belaufen sichübrigens auf rund
172'940 Franken. Ziemlich viel Geld
für etwas, was so eigentlich nie-
mandwill. Denn die Auflage von an-
fänglich 1000 Exemplaren pro Wo-
che wurde zwischenzeitlich auf 500
pro Woche reduziert.

Esther Monney-Rogenmoser
Kantonsrätin SVP, Unterägeri

Pro Zebrastreifen auf der
Chamerstrasse
Auf einer Strasse, wo sich verschie-
dene Verkehrsteilnehmer begeg-
nen, braucht es Ordnung und Klar-
heit, um ausreichend Sicherheit zu
schaffen. Die Verantwortung aus-
schliesslich dem Fussgänger zu
übertragen, wie auf der Chamer-
strasse imDorfzentrum von Hünen-
berg, wo der Zebrastreifen entfernt
wurde, ist nicht nur vom gesunden
Menschenverstand her unausgewo-
gen, sondern auch vom normierten
Recht her falsch. Beide gebieten auf
dieser stark frequentierten Strasse
mit hohem Querungsbedürfnis klar
einen Zebrastreifen. Sowohl für äl-
tere Leute wie auch für Kinder ist
der Übergang in der jetzigen Situa-
tion kaum bewältigbar; nicht man-
gels richtiger Verkehrserziehung,
sondern weil Kinder bis 12 Jahre die
an dieser Stelle zusammentreffen-
den Schwierigkeiten (zweispurige
Kreuzung,Garagenausfahrt,Bushal-
testellen) noch nicht richtig ein-
schätzen können. Die Auskunft der
querendenJugendlichen lautet,dass
sie stets aufpassen müssen, dass sie
«nicht überchared» werden. Natür-
lich kann auch ein Zebrastreifen
nicht das Unmögliche leisten, näm-
lichdieabsoluteSicherheit zugaran-
tieren. Aber er schafft klare Verhält-
nisse: Hier haben Fussgängerin und
Fussgänger Vortritt gegenüber den
Velofahrenden, dem Bus, den Auto-
fahrenden.MitderAnbringungeines
Zebrastreifens ist fürdieNichtbenut-
zendenichts verloren, jedoch fürBe-
nutzende viel gewonnen. Klar
kommt es vereinzelt vor, dass Fuss-
gänger den Zebrastreifen blindlings
– also ohne «warte, luege, lose» –
überqueren. Die Regel ist es aber
nicht, weswegen wir massiv mehr
Unfälle auf Zebrastreifen zu ver-
zeichnen hätten als dies tatsächlich
der Fall ist. Unser Zusammenleben
funktioniert nicht ohne ordnende
Elemente, dies gilt ganz besonders
für den Strassenverkehr. Ohne Ze-
brastreifen auf dieser verkehrs-
reichsten Stelle im Dorf überlässt
man das Kind, die Jugendliche, den
Vater mit Kinderwagen, die betagte

Seniorin einfach sich selbst. Sie sol-
len selber schauen, wie sie rüber-
kommen. Dies möchte die Bevölke-
rung nicht hinnehmen undwünscht
sich zu 99 Prozent einen Zebrastrei-
fen. Das wird relativ schnell klar,
wenn man für die derzeit laufende
PetitionUnterschriftensammelt.Be-
merkenswert ist, dass die Rechtsauf-
fassung der Leute mit dem normier-
ten Recht Hand in Hand gehen.
Rechtlich gesehen hätte der Zebra-
streifennämlichgarnieentferntwer-
den müssen.Die Entfernung des Ze-
brastreifens fusst auf folgendem
Rechtsirrtum: es wurde auf die klar
als«verkehrsorientiert»einzustufen-
de Chamerstrasse fälschlicherweise
eine Verordnung angewendet, die
ausschliesslich auf «siedlungsorien-
tierte» Strassen (wie z.B. die Sonn-
haldenstrasse) anwendbar ist. Die-
seVerordnung schreibt u.a. vor, dass
in einer Tempo-30-Zone Fussgän-
gerstreifen in der Regel zu entfer-
nen sind, damit die Fussgänger auf
diesen wenig frequentierten Stras-
sen frei queren können. Auf dieCha-
merstrasse wurde somit die falsche
Verordnung angewendet. Es irri-
tiert, dass in einer so bürgernahen
und familienfreundlichen Gemein-
de dermassen zäh für die Wiederan-
bringung eines Zebrastreifens ge-
rungen werden muss, welcher
eigentlich gar nie hätte entfernt wer-
den dürfen.

Alexia Renner
Co-Präsidentin Grünes Forum

Hünenberg

Schuld am Rechtsrutsch ist unter
anderem die Identitätspolitik
Wenn die Linken nun monieren,
dass in Deutschland bald 20 Pro-
zent AFD wählen, sind sie nicht un-
schuldig daran. Sie haben sich als
besserwisserische Moralinstanz in
erster Linie über diejenigen ge-
stellt,dieeinst ihreeigentlicheKlien-
tel waren: die Arbeiterschaft und die
sozial Abgehängten. Und wenn sie
nun alle AFD oder in der Schweiz
SVP Wählende als Rechtsextreme
beleidigen, müssen sie sich nicht
wundern,wennsichdieArbeiterund
sozial Benachteiligten von den lin-
ken Parteien abwenden. Auch in der
Schweiz sind die einstigen Arbeiter-
parteien abgehoben und weltfremd
geworden und beschäftigen sichmit
irrelevanten Themen, welche ihre
Klientel nicht interessieren (Identi-
täts- undGenderpolitik).Wie bei der
FDP, die vom politischen Liberalis-
mus keine Ahnung hat und dem
Neoliberalismus huldigt sowie bei
Worten wie Popper oder Lübbe nur
die Stirn runzeln, haben die Linken
vonderhegelianischenDialektikkei-
ne Ahnung mehr. Diskussionen be-
herrschen sie nicht mehr. Sie for-
dern solidarisches Handeln, aber
diskutiert darüber darf nicht wer-
den. Wer den Rechtsrutsch wirklich
bekämpfen will, muss wieder eine
Politik betreiben, welche dem Volk
dient. Leider sind die AFD oder an-
dere scheinbar rechtsextreme Par-
teien besser als unsere bürgerli-
chen und linken Parteien. Den Lin-
ken Parteien sei empfohlen, sich
endlich wieder um die sozial Abge-
hängten zu kümmern, auch wenn
sie dann die Konzerne angreifen
müssen.Gleichstellungusw. sinder-
strebenswert, aber sie sind nicht die
einzigen Themen. Brecht hatte
schonRechtals er1968schrieb: «Erst
kommtdasFressen,dannkommtdie
Moral.»

Michel Ebinger Rotkreuz

Hohe Zustimmung im Kantonsrat
zu Tunnel in Ägeri
Der Politbetrieb ist normalerweise
unglaublich langsam und Erfolgs-
erlebnisse sind selten. Mit den Um-
fahrungstunnels in Unterägeri und

Zug geht es jedoch schnell vor-
wärts. Im Dezember 2021 reichten
mein FDP-Kollege, Alt-Kantonsrat
Markus Spörri, und ich ein Postulat
im Zuger Kantonsrat ein, mit dem
Ziel dass der Regierungsrat ein Pro-
jekt für einen Umfahrungstunnel
Unterägeri aufgleist. Die Vorlage
kam, ging durch die Vernehmlas-
sung und wurde durch drei vorbe-
ratende Kommissionen bestätigt.
Nur eineinhalb Jahre nach unse-
rem Vorstoss genehmigte der Kan-
tonsrat am 29. Juni in erster Lesung
bereitsdendefinitivenRichtplanein-
trag und den Rahmenkredit über
rund 300 Millionen Franken für den
Tunnelbau. Sämtliche bürgerliche
und auch einige linke Politiker
stimmten dafür. Es resultierte eine
hohe Zustimmung im Zuger Parla-
ment. Gleiches gilt für den Umfah-
rungstunnel der Stadt Zug. Ich be-
dankemichbeiderBaudirektionund
den Kantonsrätinnen und Kantons-
räten für diesen Effort und die brei-
te Unterstützung. Die Umfahrung ist
fürUnterägeri und das gesamteÄge-
rital eine grosse Chance. Zwar wird
esnocheinige Jahre für Planungund
Bau benötigen. Die Tunnelumfah-
rung wird dann jedoch eine Ver-
kehrsentlastung und Zentrumsent-
wicklung mit hoher Lebensqualität
für kommende Generationen er-
möglichen. Auch für Oberägeri ist
ähnliches initiiert. Da bisher jedoch
kein Richtplaneintrag bestand, dau-
ert es länger. Dort hat die Gemein-
deversammlung aufgrund einerMo-
tionderFDPOberägeri denGemein-
derat beauftragt, sich für einen Ein-
trag einer Tunnellösung im Richt-
plan einzusetzen. Die zweite Le-
sung im Kantonsrat zu den Umfah-
rungen folgt im August. Im Früh-
jahr 2024 gibt es dann wohl eine
Volksabstimmung. Aufgrund der
Rückmeldungen und der sehr brei-
ten Unterstützungsbasis bin ich
überzeugt, dass die Umfahrungen
Unterägeri und Zug bei den Stim-
menden Zustimmung erhalten wer-
den. Die Dynamik ist positiv und die
finanziellen Mittel sind vorhanden,
nutzen wir also die Chancen für ge-
nerationenübergreifende Lösun-
gen!

Peter Letter
Kantonsrat FDP, Oberägeri

Oberägeri schaut in die Röhre!
An der letzten Kantonsratssitzung
setzte der Kantonsrat im Richtplan
die Umfahrung Unterägeri, respek-
tiv einen Umfahrungstunnel für Un-
terägeri fest. Als Oberägerer Kan-
tonsrat bin ich gegen diesen geplan-
ten Umfahrungstunnel. Der motori-
sierte Verkehr würde nicht vermin-
dert, wie der Regierungsrat glauben
macht, sonderneinGrossteil stammt
aus demÄgerital selbst und ist haus-
gemacht. Doch neue Strassen lösen
keine Verkehrsprobleme, sondern
diese werden nach ein paar Jahren
noch verschärftwerden.Weiterwür-
de es noch mehr Transitverkehr an-
ziehen und die Verkehrsbelastung
im Ägerital noch weiter zunehmen.
Oberägeri wäre besonders von der
Verkehrsmehrbelastung betroffen,
da der zusätzliche Durchgangsver-
kehr mitten durch das Dorf fliesst.
Die Lebens- und Aufenthaltsquali-
tät würden in der Gemeinde weiter
verschlechtert und das will die Be-
völkerung nicht. Die Ausbaupläne
des Kantons für zusätzliche Stras-
sen, das sind auch die Umfahrungs-
strassen Zug und Unterägeri ge-
meint, stehen quer zur Klimapoli-
tik. Der Kanton soll mehr in klima-
schonende und zukunftsgerichtete
Verkehrsinfrastruktur investieren,
als milliardenschwere Strassenbau-
projekte zu planen.

Andreas Iten
Kantonsrat Alternative –
die Grünen, Oberägeri

Reto Kaufmann ist neuer
Domherr des Kantons
Langjähriger Pfarrer in der Pfarrei St. Michael

Der Regierungsrat hat Reto
Kaufmann per 1. Juli zum
neuen Domherrn des Kantons
Zug und damit zum Mitglied
des Domkapitels des Bistums
Basel ernannt.

Reto Kaufmann wurde 1998 in
Solothurn zum Priester geweiht.
Nach einem Vikariat in der Pfarrei
St. Jakob in Cham war er während
12 Jahren Pfarrer in den Pfarreien
St. Anton und St. Michael in Lu-
zern. Seit 2016 ist Reto Kaufmann
Pfarrer der Pfarrei St. Michael in Zug
und Pastoralraumpfarrer des Pasto-
ralraums Zug-Walchwil.
DerRegierungsratistüberzeugt,dass
Reto Kaufmann alle Voraussetzun-
gen für dieWahl zumDomherrn des
Kantons Zug erfüllt. Als Zuger Stadt-
pfarrer ist er bestens mit der Kirche

unddenMenschendes Kantons Zug
vertraut. «Als Domherr nimmt Reto
Kaufmann eine wichtige Drehschei-
benfunktion zwischen der Zuger Be-
völkerung, dem Kanton Zug und
dem Bistum Basel ein. Gewiss wird
es diese Aufgabemit Feingefühl und
Weitsicht wahrnehmen», so Regie-
rungsrat Andreas Hostettler.
Reto Kaufmann tritt die Nachfolge
von Alfredo Sacchi an, der sein Amt
seit 2013 ausgeführt hat.
Der Zuger Regierungsrat dankt Al-
fredo Sacchi für seine langjährige
und umsichtige Arbeit als Dom-
herr.ErhatseineAufgabemitvielEn-
gagement und Empathie ausge-
führt und sich auch in schwierigen
Zeiten, wie nach dem Zuger Atten-
tat oder während der Pandemie, für
Betroffene und die Zuger Bevölke-
rung eingesetzt. PD

Pfarrer Reto
Kaufmann
bekleidet neu
das Amt des
Domherren. Foto: zvg
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